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281. Bundesverfassungsgesetz: Begrenzung von Pensionen oberster Organe
(NR: GP XVII IA 64/A AB 169 S. 22. BR: AB 3260 S. 488.)

282. Verordnung: Änderung der Wirtschaftstreuhänder-Prüfungsordnung 1983
283. Verordnung: 4. Mahnverfahrens-Umstellungsverordnung
284. Verordnung: Arzneimittel, die Phenacetin enthalten

281 . Bundesverfassungsgesetz vom 5. Juni
1987 über die Begrenzung von Pensionen

oberster Organe

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Gesetzliche Regelungen, die vorsehen, daß
Ruhe- oder Versorgungsbezüge an Organe, die
bezügerechtlichen Regelungen des Bundes oder der
Länder unterliegen, im Falle des Zusammentreffens
mit anderen Zuwendungen von Gebietskörper-
schaften oder von Einrichtungen, die der Kontrolle
des Rechnungshofes unterliegen, nur bis zu einem
Höchstausmaß geleistet werden, sind zulässig.

Artikel II

Mit der Vollziehung dieses Bundesverfassungs-
gesetzes ist die Bundesregierung betraut.

Waldheini
Vranitzky

282. Verordnung des Bundesministers für
wirtschaftliche Angelegenheiten vom 22. Mai
1987, mit der die Wirtschaftstreuhänder-Prü-

fungsordnung 1983 geändert wird

Auf Grund des § 14 der Wirtschaftstreuhänder-
Berufsordnung, BGBl. Nr. 125/1955, in der Fas-
sung der Wirtschaftstreuhänder-Berufsordnungs-
Novelle 1982, BGBl. Nr. 352, wird im Einverneh-
men mit dem Bundesminister für Finanzen und
dem Bundesminister für Justiz verordnet:

Artikel I

Die Wirtschaftstreuhänder-Prüfungsordnung
1983, BGBl. Nr. 45, wird wie folgt geändert:

§ 4 Abs. 1 lautet:

„§ 4. (1) Der Vorsitzende des Prüfungsausschus-
ses teilt einem Prüfungskommissär die Ausarbei-
tung eines Klausurarbeitsthemas und einem weite-
ren Prüfungskommissär die Durchsicht des ausge-
arbeiteten Klausurarbeitsthemas zu. Danach weist
der Vorsitzende das Klausurarbeitsthema dem Prü-
fungskandidaten zu. Bei Übernahme des Klausur-
arbeitsthemas von einem anderen Prüfungsaus-
schuß entfällt die Zuteilung der Ausarbeitung eines
Klausurarbeitsthemas an einen Prüfungskommissär,
nicht jedoch die Durchsicht des Klausurarbeitsthe-
mas vor der Zuweisung an den Prüfungskandida-
ten."

Artikel II

Diese Verordnung tritt mit 1. August 1987 in
Kraft.

Graf

283. Verordnung des Bundesministers für
Justiz vom 17. Juni 1987 über die Anordnung
der Führung des Mahnverfahrens mit Hilfe
automationsunterstützter Datenverarbeitung
(4. Mahnverfahrens-Umstellungsverordnung)

Auf Grund des § 453 Abs. 2 der Zivilprozeßord-
nung, RGBl. Nr. 113/1895, zuletzt geändert durch
das Bundesgesetz BGBl. Nr. 71/1986, wird im Ein-
vernehmen mit dem Hauptausschuß des National-
rates verordnet:

§ 1. Alle Bezirksgerichte, für die diese Anord-
nung noch nicht getroffen wurde, haben das Mahn-
verfahren mit Hilfe automationsunterstützter
Datenverarbeitung durchzuführen.
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§ 2. Diese Verordnung wird für die einzelnen
Gerichte (§1) mit demjenigen Zeitpunkt wirksam,
in dem die technischen und personellen Vorausset-
zungen bei diesem Gericht erfüllt sind; dieser Zeit-
punkt ist vom Gerichtsvorsteher durch Edikt fest-
zustellen; dieses Edikt ist spätestens 14 Tage vorher
im Amtsblatt zur Wiener Zeitung zu verlautbaren
und der zuständigen Rechtsanwaltskammer zuzu-
stellen.

Foregger

2 8 4 . Verordnung des Bundesministers für
Gesundheit und öffentlicher Dienst vom
22. Juni 1987 betreffend Arzneimittel, die Phe-

nacetin enthalten
Gemäß § 5 des Arzneimittelgesetzes, BGBl.

Nr. 185/1983, wird verordnet:
§ 1. Arzneimittel, die Phenacetin enthalten, dür-

fen nicht in Verkehr gebracht werden.
§ 2. Diese Verordnung tritt mit 1. Jänner 1988 in

Kraft.
Löschnak


